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Bewaffnete Bundeswehrsoldaten am Bran-
denburger Tor? Zum Objektschutz durch 
Streitkräfte bei terroristischen Anschlägen

Prof. Dr. Stefan Talmon, Bonn*

Nur wenige Stunden nach den Terroranschlägen des „Isla-
mischen Staates“ am 13. November 2015 kommandierte 
die französische Regierung 3.000 Soldaten zum Objekt- 
und Personenschutz nach Paris ab. Bilder von schwerbe-
waffneten Soldaten am Eiffelturm, vor dem Louvre und in 
der Metro gingen um die Welt.1 Bereits nach den Anschlä-
gen im Januar 2015 hatte Frankreich zum ersten Mal meh-
rere tausend Soldaten mobilisiert, um „anfällige Punkte“ 
im Land gegen terroristische Angriffe zu schützen.2 Auch 
in Brüssel patrouillierten nach der Ausrufung der höchsten 
Terrorwarnstufe am 21. November 2015 maskierte, schwer 
bewaffnete Soldaten durch die Straßen.3 Auch in Deutsch-
land wird bereits über einen Einsatz der Bundeswehr im 
Inneren bei einer Terrorserie wie in Paris nachgedacht.4 
Aber wäre solch ein militärisches Aufgebot in Deutsch-

Bundesregierung bei ausgeführten oder drohenden Ter-
roranschlägen bewaffnete Soldaten der Bundeswehr zum 
Schutz des Brandenburger Tores, anderer symbolträchtiger 

1. Enge Voraussetzungen für den 
 Bundeswehreinsatz im Inneren

Dem Streitkräfteeinsatz im Inneren sind in Deutschland 

-
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essel-nach-anti-terror-einsaetzen-festnahmen-schuesse-hausdurchsu-

4  Schäuble erwägt Bundeswehreinsatz bei Anschlä-
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Siehe auch bereits Schäuble, ZRP 2007, 210-213. 

lich zulässt.5 Die begrenzende Funktion dieser Regelung 
ist nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts durch 

Bestimmungen über den Einsatz der Streitkräfte im Inneren 
zu wahren.6

personeller oder sachlicher Ressourcen der Streitkräfte 

und damit an eine ausdrückliche grundgesetzliche Zustim-
mung gebunden ist. Es bedeutet nur, dass die Verwendung 

-
nem „Eingriffszusammenhang“ einer grundgesetzlichen 
Zulassung bedarf.7 Rein technisch-unterstützende Hilfs-
leistungen wie bei der Unterbringung und Versorgung von 
Flüchtlingen sind als bloße Amtshilfe jederzeit möglich.8 
Ein Eingriffszusammenhang liegt jedoch nicht erst bei ei-
nem konkreten Vorgehen mit Zwang, sondern bereits dann 
vor, wenn personelle oder sachliche Mittel der Streitkräf-
te in ihrem Droh- oder Einschüchterungspotential genutzt 
werden.  Dies ist der Fall, wenn – wie in Frankreich oder 
Belgien – bewaffnete Soldaten zum Schutz ziviler Objek-
te und zur Vornahme polizeilicher Sicherungsmaßnahmen 
eingesetzt werden.10 Beim zivilen Objektschutz gegen 
drohende terroristische Anschläge wird es sich in der Re-
gel nicht um „Verteidigung“ im Sinne des Art. 87a Abs. 2 

11 Etwas anderes mag lediglich dann gelten, 
wenn terroristische Angriffe von außen oder vom Ausland 
gesteuerte terroristische Angriffe, wie die Anschläge vom 
11. September 2001, ein militär- oder kriegsähnliches Zer-
störungspotential erreichen.12 Für den Einsatz bewaffneter 
Soldaten zum Objektschutz gegen terroristische Anschlä-
ge in Deutschland ist deshalb eine ausdrückliche Zulas-
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2. Ziviler Objektschutz bei äußerem und 
 innerem Notstand

Der Einsatz der Streitkräfte zum Schutz ziviler Objekte ist 

Spannungsfall, den sog. äußeren Notstand, ausdrücklich 
vorgesehen.13 Eine solche äußere Notstandslage muss vom 
Bundestag mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der ab-
gegebenen Stimmen festgestellt werden. Der Begriff des 
Spannungsfalls wird zwar, anders als der Begriff des Ver-

eine solche Feststellung zumindest eine erhöhte zwischen-
-

kann, voraus.14 An einer solchen zwischenstaatlichen Kon-

durch nichtstaatliche Akteure.15 Auch beim „Islamischen 
Staat“ handelt es sich trotz seines Namens derzeit noch 
nicht um einen Staat im völkerrechtlichen Sinne, sondern 

-
bietskontrolle.16 

Daneben kann die Bundesregierung im Fall des Staatsnot-

Unterstützung der Landes- und Bundespolizei beim Schutz 
ziviler Objekte und bei der Bekämpfung organisierter und 
militärisch bewaffneter Aufständischer einsetzen, wenn 

Bundes oder eines Landes erforderlich ist. Ein solcher Ein-
satz ist jedoch auf äußerste Ausnahmefälle begrenzt. So-
weit es um den Schutz vor Terroristen oder anderen nicht-
staatlichen Angreifern geht, stellt die Verfassung für einen 
Einsatz der Streitkräfte strenge Anforderungen, die selbst 
im Fall des inneren Notstands nicht automatisch erreicht 
werden.17 

Voraussetzung für den militärischen Objektschutz ist eine 

Landes. Terroristische Angriffe wie in Paris und selbst Ter-
roranschläge von der Dimension des 11. September 2001 
in den Vereinigten Staaten mögen einen „Angriff“ auf die 
Bundesrepublik Deutschland darstellen, den Bestand des 
Staates, d.h. seine territoriale Integrität oder politische 
Handlungsfähigkeit, gefährden sie hingegen nicht.

-

zivilen Objektschutz begründen. Voraussetzung dafür ist 

13 -

Schreiber
14   Siehe Depenheuer

Mai 2015, Art. 80a Rn 20. 
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16  Siehe Koskennniemi, Die ZEIT, 26. November 2015, S. 50. 
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-
rechts, d.h. die ernsthafte Wahrscheinlichkeit der Verlet-
zung des geschützten Rechtsguts.18 Die freiheitliche demo-

auf denen die politische Herrschaftsordnung in Deutsch-
land beruht. Zu den grundlegenden Prinzipien dieser Ord-

-
kretisierten Menschenrechten, vor allem vor dem Recht der 
Persönlichkeit, auf Leben und freie Entfaltung, die Volks-

die Chancengleichheit für alle politischen Parteien mit dem 
Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer 
Opposition.  

-

den Charakter des Staates als freiheitliche Demokratie sind 
sie dagegen nicht.20 Ausländische terroristische Organisati-
onen werden in der Regel nicht die Zerstörung der freiheit-

21 
sondern durch die planmäßige Vernichtung von Menschen-
leben sowie die Verbreitung von Angst und Schrecken 

wollen. Etwas anderes mag lediglich dann gelten, wenn 

in Deutschland herbeigebombt, die staatliche Ordnung 
gänzlich lahmgelegt oder durch landesweite Terrorakte die 
Durchführung von Landtags- oder Bundestagswahlen un-
möglich gemacht werden soll. 

Doch selbst dies reicht für den bewaffneten Einsatz der 
Streitkräfte im Inneren nicht aus. Voraussetzung hierfür 
ist vielmehr, dass das von den Terroranschlägen betroffene 

in der Lage ist. Dabei hat das betroffene Land die Mög-
lichkeit, auch Polizeikräfte anderer Länder und Kräfte der 
Bundespolizei anzufordern, können diese von der Bundes-
regierung direkt dort eingesetzt werden.22 Nur wenn alle 
verfügbaren Polizeikräfte zur wirksamen Bekämpfung der 

ultima ratio – 
an den Einsatz der Streitkräfte zu denken. Dies erscheint 
jedoch bei ca. 250.000 Beamten der Landes- und der Bun-
despolizei eher unwahrscheinlich. Sollten hier Bedenken 
seitens der politisch Verantwortlichen bestehen, wäre es 

geboten, die Zahl der Polizeikräfte zu erhöhen statt auf den 
Einsatz der Streitkräfte zu setzen.

18   Siehe Hernekamp

-
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3. Ziviler Objektschutz im 
 Katastrophennotstand

Der zivile Objektschutz durch bewaffnete Soldaten im Fal-
le bevorstehender terroristischer Angriffe lässt sich auch 

-
satz der Streitkräfte bei Naturkatastrophen und besonders 
schweren Unglücksfällen vorsehen.23 Bei drohenden An-
griffen terroristischer Organisationen handelt es sich weder 
um eine Naturkatastrophe noch wird es sich in der Regel 
um einen besonders schweren Unglücksfall handeln. Selbst 
wenn ein Unglücksfall auch auf absichtliches menschliches 
Einwirken zurückgehen kann, werden nur Unglücksfälle 
von „katastrophischem Ausmaß“ erfasst.24 -

-
fe, dürfen die strikten Begrenzungen des Art. 87a Abs. 4 

Katastrophennotstand unterlaufen werden. Wie das Bun-
desverfassungsgericht festgestellt hat, hat die Regelung 

für Menschen und Sachen, die von nichtstaatlichen An-
greifern wie Terroristen ausgehen, ihren Platz in Art. 87a 

zur Bekämpfung organisierter und militärisch bewaffneter 
Aufständischer Streitkräfte nur dann eingesetzt werden, 

-

besteht. Insoweit entfaltet diese Vorschrift grundsätzlich 
eine Sperrwirkung für den Einsatz der Streitkräfte nach an-
deren Bestimmungen.25 Lediglich in Ausnahmesituationen, 
wie einem terroristischen Angriff mit Luftfahrzeugen auf 
Hochhäuser, gefährliche Industrieanlagen oder Atomkraft-

26 

4. Ziviler Objektschutz als Polizeiaufgabe

Der Schutz symbolträchtiger Orte oder kritischer Infra-
struktureinrichtungen im Zuge terroristischer Angriffe ist 
eine Frage der inneren Sicherheit und als solche alleini-

-
wusst für den grundsätzlichen Ausschluss der Streitkräfte 
von bewaffneten Einsätzen im Inneren entschieden. Daran 
ändert auch die derzeit um sich greifende Kriegsrhetorik 
im Zusammenhang mit den terroristischen Anschlägen 

und Militär ist Teil der verfassungsrechtlichen DNA der 
Bundesrepublik.27 Wer hieran etwas ändern will, muss sich 
nicht nur der öffentlichen politischen Debatte stellen, son-

23 Vgl. Drees/Niedzwicki
24

25

26

27  Vgl. Sondervotum Gaier We-
fing -
deswehr, Abruf v. 30. November 2015. 

dern auch die zu einer Verfassungsänderung erforderlichen 
parlamentarischen Mehrheiten für sich gewinnen.28 Die 

Vorstoß gescheitert, die Terrorismusbekämpfung durch 
 

Dies dürfte heute nicht anders sein. Die einschüchternde 
Präsenz schwerbewaffneter Soldaten auf unseren Straßen 
und Plätzen mag zeitweilig das subjektive Sicherheits-

28

   Siehe Seils
de/online/2008/42/bundeswehr-grundgesetz, Abruf v. 30. November 
2015. 
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